
 

18. Wahlperiode 13.10.2021  Drucksache 18/18260 

Drucksachen, Plenarprotokolle sowie die Tagesordnungen der Vollversammlung und der Ausschüsse sind im Internet unter www.bayern.landtag.de - Dokumente abrufbar. Die aktuelle 
Sitzungsübersicht steht unter www.bayern.landtag.de – Aktuelles/Sitzungen zur Verfügung. 

 

Dringlichkeitsantrag 

der Abgeordneten Gerd Mannes, Franz Bergmüller, Martin Böhm, Uli Henkel, 
Ferdinand Mang, Josef Seidl und Fraktion (AfD) 

Rationale und bürgerorientierte Energiepolitik:  
Energiepreise sofort senken – Stromsteuer auf EU-Mindestsatz absenken,  
CO2-Steuer streichen, EEG abschaffen 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, sich auf Bundesebene für die Absenkung der 
Stromsteuer auf den EU-Mindestsatz, die ersatzlose Streichung der CO2-Steuer  
(„CO2-Bepreisung“) sowie die Abschaffung des Erneuerbare-Energien-Gesetzes (EEG) 
einzusetzen. 

 

 

Begründung: 

Die Energiepreise in Deutschland und damit auch im Freistaat Bayern haben infolge 
planwirtschaftlicher Eingriffe in den Energiemarkt ein nie dagewesenes Rekordhoch er-
reicht. Wirtschaft und Bevölkerung leiden gleichermaßen unter der zunehmenden staat-
lichen Abgabenlast, zuletzt wurde durch die Einführung der CO2-Steuer („CO2-Beprei-
sung“) unter dem Deckmantel des Klimaschutzes eine neue Belastung mit jährlicher 
Steigerungsrate eingeführt. Die planwirtschaftliche Verteuerung von Energie ist auf-
grund ihrer negativen gesellschaftlichen Auswirkungen (Stichwort: „Energiearmut“) 
nicht nur in hohem Maße unsozial, sie gefährdet auch zunehmend den Wirtschafts-
standort Deutschland in seiner Wettbewerbsfähigkeit. Während praktisch alle relevan-
ten Industrienationen der Welt erheblichen Aufwand betreiben, um ihre eigene Industrie 
mit günstiger Energie zu versorgen, fallen Bundes- und Staatsregierung der deutschen 
Wirtschaft Jahr für Jahr in den Rücken. Unter dem durchschaubaren Vorwand der Wel-
tenrettung werden zusätzliche finanzielle Belastungen eingeführt, die zwar in keiner 
Weise zu einer Reduktion von CO2-Emissionen führen, dafür jedoch eine massive Ver-
mögensverschiebung – insbesondere von der mittelständischen Wirtschaft hin zum 
Staat – nach sich ziehen. Die gegenwärtige Energiepolitik der Regierung ist damit 
de facto eine Politik der schleichenden Enteignung – sowohl von Unternehmen, als 
auch von Privathaushalten. Um eine weitere staatlich induzierte Verteuerung von Ener-
gie (und damit eine weitere Enteignung) zu verhindern, muss die Stromsteuer mit so-
fortiger Wirkung auf den EU-Mindestsatz abgesenkt werden, die CO2-Steuer („CO2-Be-
preisung“) ersatzlos gestrichen und das EEG abgeschafft werden. 


